
 
Matthias Pechstein / Alexander Thiele, 

Entscheidungen des EuGH – Kommentierte Studienauswahl 

 

Verb. Rs. C-585/18, C-624/18 und C-625/18 (A.K. u. a.; 

„Unabhängigkeit der Disziplinarkammer des Obersten 

Gerichts“), Urteil des Gerichtshofs vom 19.ௗ11.ௗ2019 – 

ECLI:EU:C:2019ௗ:ௗ982. 

Vorbemerkungen: 

Das Urteil betrifft die richterliche Unabhängigkeit, wie sie sich in dieser Sache in erster Linie aus Art. 47 

GRCh und Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.ௗ11.ௗ2000 zur Festlegung eines 

allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. 2000, 

L 303, S. 16) ergibt. Der Gerichtshof erkennt mit dem Urteil für Recht, dass die Vorschriften dahin 

auszulegen sind, dass sie dem entgegenstehen, dass Rechtsstreitigkeiten über die Anwendung des 

Unionsrechts in die ausschließliche Zuständigkeit einer Einrichtung fallen können, die kein unabhängiges 

und unparteiisches Gericht im Sinne von Art. 47 GRCh ist. Das ist der Fall, wenn die objektiven 

Bedingungen, unter denen die Einrichtung geschaffen wurde, ihre Merkmale sowie die Art und Weise der 

Ernennung ihrer Mitglieder geeignet sind, bei den Rechtsunterworfenen berechtigte Zweifel an der 

Unempfänglichkeit dieser Einrichtung für äußere Faktoren, insbesondere für unmittelbare oder mittelbare 

Einflussnahmen durch die Legislative und die Exekutive, und an ihrer Neutralität in Bezug auf die 

widerstreitenden Interessen aufkommen zu lassen, sowie daher dazu führen können, dass diese Einrichtung 

nicht den Eindruck vermittelt, unabhängig und unparteiisch zu sein, wodurch das Vertrauen beeinträchtigt 

werden kann, das die Justiz in einer demokratischen Gesellschaft bei den Rechtsunterworfenen schaffen 

muss. Während es in dieser Sache noch am vorlegenden Gericht ist, unter Berücksichtigung aller ihm zur 

Verfügung stehenden erheblichen Erkenntnisse zu ermitteln, ob dies bei einer Einrichtung wie der 

Disziplinarkammer des Sąd Najwyższy (Oberstes Gericht, Polen) der Fall ist, erkennt der Gerichtshof in der 

Rechtssache Kommission ./. Polen (Disziplinarordnung für Richter, Fall 11) selbst für Recht, dass die 

Republik Polen dadurch, dass sie die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Disziplinarkammer des Sąd 

Najwyższy, die für die Kontrolle der in Disziplinarverfahren gegen Richter ergangenen Entscheidungen 

zuständig ist, nicht gewährleistet, gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abs. 1 UAbs. 2 EUV verstoßen hat. 

Sachverhalt: 

In den beim vorlegenden Gericht anhängigen Rechtssachen machten drei polnische Richter (des Obersten 

Verwaltungsgerichts und des Obersten Gerichts) unter anderem geltend, dass ihre vorzeitige Versetzung in 

den Ruhestand gemäß dem neuen Gesetz über das Oberste Gericht vom 08.ௗ12.ௗ2017 gegen das Verbot der 

Diskriminierung wegen des Alters im Bereich der Beschäftigung verstoße. Obwohl dieses Gesetz seit einer 

kürzlich erfolgten Änderung nicht mehr die Richter betrifft, die – wie die Kläger der Ausgangsverfahren – 

bei dessen Inkrafttreten bereits am Obersten Gericht tätig waren und daher in ihren Ämtern verblieben sind 
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oder wieder in ihre Ämter eingesetzt wurden, sah sich das vorlegende Gericht weiterhin mit einem Problem 

verfahrensrechtlicher Art konfrontiert. Es fragte sich nämlich, ob es, auch wenn Rechtsstreitigkeiten der 

betreffenden Art in der Regel in die Zuständigkeit der beim Obersten Gericht neu eingerichteten 

Disziplinarkammer fielen, verpflichtet sei, wegen Zweifeln an der Unabhängigkeit dieser Kammer die 

nationalen Vorschriften über die Verteilung der gerichtlichen Zuständigkeiten unangewendet zu lassen und 

sich gegebenenfalls selbst für die inhaltliche Entscheidung dieser Rechtsstreitigkeiten für zuständig zu 

erklären. Insoweit hat das vorlegende Gericht seine zuvor beim Gerichtshof eingereichten 

Vorabentscheidungsersuchen aufrechterhalten. 

Aus den Entscheidungsgründen: 

[114] Wie sich aus den Rn. 77 bis 81 des vorliegenden Urteils ergibt, sind in Situationen wie 

denen der Ausgangsverfahren, in denen die Kläger sie betreffende Verstöße gegen das in der 

Richtlinie 2000/78 ausgesprochene Verbot der Diskriminierung wegen des Alters im Bereich 

der Beschäftigung geltend machen, sowohl Art. 47 der Charta, der das Recht auf einen 

wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz verbürgt, als auch Art. 9 Abs. 1 dieser Richtlinie 

anwendbar, der dieses Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf bekräftigt. 

[115] Insoweit ist es nach ständiger Rechtsprechung mangels einer einschlägigen 

Unionsregelung Sache des innerstaatlichen Rechts der einzelnen Mitgliedstaaten, die 

zuständigen Gerichte zu bestimmen und die Verfahrensmodalitäten für Klagen zu regeln, die 

den Schutz der dem Einzelnen aus der Unionsrechtsordnung erwachsenden Rechte 

gewährleisten sollen, wobei die Mitgliedstaaten allerdings für die Wahrung des in Art. 47 der 

Charta verbürgten Rechts auf effektiven gerichtlichen Schutz dieser Rechte in jedem Einzelfall 

verantwortlich sind (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 22. Oktober 1998, IN. CO. GE.’90 u. a., 

C-10/97 bis C-22/97, EU:C:1998ௗ:ௗ498, Rn. 14 und die dort angeführte Rechtsprechung, vom 

15. April 2008, Impact, C-268/06, EU:C:2008ௗ:ௗ223, Rn. 44 und 45, sowie vom 19. März 2015, 

E.ON Földgáz Trade, C-510/13, EU:C:2015ௗ:189, Rn. 49 und 50 sowie die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

[116] Zudem haben nach Art. 52 Abs. 3 der Charta darin enthaltene Rechte, die den durch die 

EMRK garantierten Rechten entsprechen, die gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen 

in der EMRK verliehen werden. 

[117] Wie aus den Erläuterungen zu Art. 47 der Charta, die gemäß Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 3 

EUV und Art. 52 Abs. 7 der Charta bei deren Auslegung zu berücksichtigen sind, hervorgeht, 

entsprechen die Abs. 1 und 2 von Art. 47 Art. 6 Abs. 1 und Art. 13 der EMRK (Urteil vom 
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30. Juni 2016, Toma und Biroul Executorului Judecătoresc Horațiu Horațiu-Vasile Cruduleci, 

C-205/15, EU:C:2016ௗ:ௗ499, Rn. 40 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

[118] Der Gerichtshof muss daher darauf achten, dass seine Auslegung von Art. 47 Abs. 2 der 

Charta ein Schutzniveau gewährleistet, das das in Art. 6 EMRK in seiner Auslegung durch den 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte garantierte Schutzniveau nicht verletzt (Urteil 

vom 29. Juli 2019, Gambino und Hyka, C-38/18, EU:C:2019ௗ:ௗ628, Rn. 39). 

[119] Was den Inhalt von Art. 47 Abs. 2 der Charta betrifft, ergibt sich bereits aus dem 

Wortlaut dieser Bestimmung, dass das in ihm verankerte Grundrecht auf einen wirksamen 

Rechtsbehelf insbesondere das Recht jeder Person einschließt, dass ihre Sache von einem 

unabhängigen und unparteiischen Gericht in einem fairen Verfahren verhandelt wird. 

[120] Das Erfordernis der Unabhängigkeit der Gerichte, das dem Auftrag des Richters 

inhärent ist, gehört zum Wesensgehalt des Rechts auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz 

und des Grundrechts auf ein faires Verfahren, dem als Garant für den Schutz sämtlicher dem 

Einzelnen aus dem Unionsrecht erwachsender Rechte und für die Wahrung der in Art. 2 EUV 

genannten Werte, die den Mitgliedstaaten gemeinsam sind, u. a. des Wertes der 

Rechtsstaatlichkeit, grundlegende Bedeutung zukommt (Urteil vom 24. Juni 2019, 

Kommission/Polen [Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, 

Rn. 58 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

[121] Nach ständiger Rechtsprechung umfasst das Erfordernis der Unabhängigkeit zwei 

Aspekte. Der erste, das Außenverhältnis betreffende Aspekt erfordert, dass die betreffende 

Einrichtung ihre Funktionen in völliger Autonomie ausübt, ohne mit irgendeiner Stelle 

hierarchisch verbunden oder ihr untergeordnet zu sein und ohne von irgendeiner Stelle 

Anordnungen oder Anweisungen zu erhalten, so dass sie auf diese Weise vor Interventionen 

oder Druck von außen geschützt ist, die die Unabhängigkeit des Urteils ihrer Mitglieder 

gefährden und deren Entscheidungen beeinflussen könnten (Urteile vom 25. Juli 2018, Minister 

for Justice and Equality [Mängel des Justizsystems], C-216/18 PPU, EU:C:2018ௗ:ௗ586, Rn. 63 

und die dort angeführte Rechtsprechung, sowie vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen 

[Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, Rn. 72). 

[122] Der zweite, das Innenverhältnis betreffende Aspekt steht mit dem Begriff der 

Unparteilichkeit in Zusammenhang und bezieht sich darauf, dass den Parteien des Rechtsstreits 

und ihren jeweiligen Interessen am Streitgegenstand mit dem gleichen Abstand begegnet wird. 

Dieser Aspekt verlangt, dass Sachlichkeit obwaltet und neben der strikten Anwendung der 

Rechtsnormen keinerlei Interesse am Ausgang des Rechtsstreits besteht (Urteile vom 25. Juli 
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2018, Minister for Justice and Equality [Mängel des Justizsystems], C-216/18 PPU, 

EU:C:2018ௗ:ௗ586, Rn. 65 und die dort angeführte Rechtsprechung, sowie vom 24. Juni 2019, 

Kommission/Polen [Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, 

Rn. 73). 

[123] Diese Garantien der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit setzen voraus, dass es Regeln 

insbesondere für die Zusammensetzung der Einrichtung, die Ernennung, die Amtsdauer und die 

Gründe für Enthaltung, Ablehnung und Abberufung ihrer Mitglieder gibt, die es ermöglichen, 

bei den Rechtsunterworfenen jeden berechtigten Zweifel an der Unempfänglichkeit dieser 

Einrichtung für äußere Faktoren und an ihrer Neutralität in Bezug auf die widerstreitenden 

Interessen auszuräumen (Urteile vom 25. Juli 2018, Minister for Justice and Equality [Mängel 

des Justizsystems], C-216/18 PPU, EU:C:2018ௗ:ௗ586, Rn. 66 und die dort angeführte 

Rechtsprechung, sowie vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen [Unabhängigkeit des Obersten 

Gerichts], C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, Rn. 74). 

[124] Im Übrigen ist nach dem für einen Rechtsstaat kennzeichnenden Grundsatz der 

Gewaltenteilung die Unabhängigkeit der Gerichte gegenüber der Legislative und der Exekutive 

zu gewährleisten (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 10. November 2016, Poltorak, C-452/16 

PPU, EU:C:2016ௗ:ௗ858, Rn. 35). 

[125] Insoweit sind die betreffenden Richter vor Interventionen oder Druck von außen, die 

ihre Unabhängigkeit gefährden könnten, zu schützen. Die in Rn. 123 des vorliegenden Urteils 

angeführten Vorschriften müssen es insbesondere ermöglichen, nicht nur jede Form der 

unmittelbaren Einflussnahme in Form von Weisungen auszuschließen, sondern auch die 

Formen der mittelbaren Einflussnahme, die zur Steuerung der Entscheidungen der betreffenden 

Richter geeignet sein könnten (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 24. Juni 2019, 

Kommission/Polen [Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, 

Rn. 112 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

[126] Diese Auslegung von Art. 47 der Charta wird durch die Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu Art. 6 Abs. 1 EMRK bestätigt, wonach diese 

Bestimmung verlangt, dass die Gerichte unabhängig sein müssen, und zwar sowohl von den 

Parteien als auch von der Exekutive und der Legislative (EGMR, 18. Mai 1999, Ninn-

Hansen/Dänemark, CE:ECHR:1999ௗ:ௗ0518DEC002897295, S. 19 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

[127] Nach ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 

kommt es für die Frage, ob ein Gericht als „unabhängig“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 EMRK 
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anzusehen ist, u. a. auf die Art und Weise der Berufung und die Amtszeit seiner Mitglieder, das 

Bestehen von Schutz gegen die Ausübung von Druck von außen und darauf an, ob es den 

Eindruck von Unabhängigkeit vermittelt (EGMR, 6. November 2018, Ramos Nunes de 

Carvalho e Sá/Portugal, CE:ECHR:2018ௗ:1106JUD005539113, § 144 und die dort angeführte 

Rechtsprechung), wobei zu diesem letzten Punkt klargestellt wird, dass es um das Vertrauen 

selbst geht, das jedes Gericht in einer demokratischen Gesellschaft bei den 

Rechtsunterworfenen schaffen muss (vgl. in diesem Sinne EGMR, 21. Juni 2011, 

Fruni/Slowakei, CE:ECHR:2011:ௗ0621JUD000801407, § 141). 

[128] Nach ebenfalls ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte kann die Voraussetzung der „Unparteilichkeit“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 

EMRK auf verschiedene Art und Weise beurteilt werden, nämlich nach einem subjektiven 

Kriterium unter Berücksichtigung der persönlichen Überzeugung und des Verhaltens des 

Richters, d. h. durch eine Prüfung, ob der Richter im betreffenden Fall Voreingenommenheit 

oder persönliche Vorurteile gezeigt hat, sowie nach einem objektiven Kriterium, d. h. durch die 

Feststellung, ob das Gericht durch seine Zusammensetzung hinreichende Gewähr für den 

Ausschluss berechtigter Zweifel an seiner Unparteilichkeit bietet. Bei der objektiven 

Beurteilung ist zu fragen, ob unabhängig vom persönlichen Verhalten des Richters bestimmte 

nachprüfbare Umstände Zweifel an seiner Unparteilichkeit aufkommen lassen können. Hierbei 

kann auch ein Eindruck von Bedeutung sein. Es geht dabei wieder um das Vertrauen, das die 

Gerichte in einer demokratischen Gesellschaft bei den Rechtsunterworfenen schaffen müssen, 

angefangen bei den Parteien des Verfahrens (vgl. u. a. EGMR, 6. Mai 2003, Kleyn 

u. a./Niederlande, CE:ECHR:2003ௗ:ௗ0506JUD003934398, § 191 und die dort angeführte 

Rechtsprechung, sowie vom 6. November 2018, Ramos Nunes de Carvalho e Sá/Portugal, 

CE:ECHR:2018ௗ:1106JUD005539113, §§ 145, 147 und 149 sowie die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

[129] Wie der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wiederholt entschieden hat, sind 

die Begriffe der Unabhängigkeit und der objektiven Unparteilichkeit eng miteinander 

verknüpft, was ihn in der Regel dazu veranlasst, sie zusammen zu prüfen (vgl. u. a. EGMR, 

6. Mai 2003, Kleyn u. a./Niederlande, CE:ECHR:2003ௗ:ௗ0506JUD003934398, § 192 und die 

dort angeführte Rechtsprechung, sowie vom 6. November 2018, Ramos Nunes de Carvalho e 

Sá/Portugal, CE:ECHR:2018ௗ:1106JUD005539113, § 150 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte wird bei der Entscheidung, ob Anlass zu der Befürchtung besteht, dass die 
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Erfordernisse der Unabhängigkeit oder objektiven Unparteilichkeit in einem bestimmten Fall 

nicht erfüllt sind, der Standpunkt einer Partei zwar berücksichtigt, spielt aber keine 

entscheidende Rolle. Entscheidend ist, ob die Befürchtungen als objektiv gerechtfertigt 

angesehen werden können (vgl. u. a. EGMR, 6. Mai 2003, Kleyn u. a./Niederlande, 

CE:ECHR:2003ௗ:ௗ0506JUD003934398, § 193 und 194 sowie die dort angeführte 

Rechtsprechung, und vom 6. November 2018, Ramos Nunes de Carvalho e Sá/Portugal, 

CE:ECHR:2018ௗ:1106JUD005539113, §§ 147 und 152 sowie die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

[130] In diesem Zusammenhang weist der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 

immer wieder darauf hin, dass zwar der Grundsatz der Trennung von Exekutive und Judikative 

in seiner Rechtsprechung immer wichtiger wird, aber weder Art. 6 noch eine andere 

Bestimmung der EMRK den Staaten ein bestimmtes Verfassungsmodell vorgibt, das die 

Beziehungen und das Zusammenwirken zwischen den verschiedenen Staatsgewalten in einer 

bestimmten Weise regelt, oder sie verpflichtet, sich nach dem einen oder anderen theoretischen 

Verfassungskonzept für die Grenzen eines solchen Zusammenwirkens zu richten. Dabei geht es 

immer um die Frage, ob die Anforderungen der EMRK im Einzelfall erfüllt sind (vgl. u. a. 

EGMR, 6. Mai 2003, Kleyn u. a./Niederlande, CE:ECHR:2003ௗ:ௗ0506JUD003934398, § 193 

und die dort angeführte Rechtsprechung, vom 9. November 2006, Sacilor Lormines/Frankreich, 

CE:ECHR:2006ௗ:1109JUD006541101, § 59, sowie vom 18. Oktober 2018, Thiam/Frankreich, 

CE:ECHR:2018ௗ:1018JUD008001812, § 62 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

[131] Im vorliegenden Fall beziehen sich die vom vorlegenden Gericht geäußerten Zweifel im 

Wesentlichen auf die Frage, ob in Anbetracht der nationalen Vorschriften über die Schaffung 

einer speziellen Einrichtung wie der Disziplinarkammer, die u. a. die ihr zugewiesenen 

Zuständigkeiten, ihre Zusammensetzung sowie die Voraussetzungen und Modalitäten der 

Ernennung der in ihr tätigen Richter betreffen, sowie unter Berücksichtigung des Kontexts, in 

dem sie geschaffen und die Ernennungen vorgenommen wurden, eine solche Einrichtung und 

ihre Mitglieder den Anforderungen an die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit genügen, die 

ein Gericht nach Art. 47 der Charta erfüllen muss, wenn es über einen Rechtsstreit zu 

entscheiden hat, in dem sich ein Rechtsunterworfener wie im vorliegenden Fall auf einen ihn 

betreffenden Verstoß gegen das Unionsrecht beruft. 

(…) 

[133] Insoweit ist zu den Bedingungen selbst, unter denen die Mitglieder der 

Disziplinarkammer ernannt wurden, zunächst festzustellen, dass der bloße Umstand, dass diese 
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vom Präsidenten der Republik ernannt werden, keine Abhängigkeit von ihm schaffen oder 

Zweifel an der Unparteilichkeit der Mitglieder aufkommen lassen kann, wenn diese nach ihrer 

Ernennung keinem Druck ausgesetzt sind und bei der Ausübung ihres Amtes keinen Weisungen 

unterliegen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 31. Januar 2013, D. und A., C-175/11, 

EU:C:2013ௗ:ௗ45, Rn. 99, sowie EGMR, 28. Juni 1984, Campbell und Fell/Vereinigtes 

Königreich, CE:ECHR:1984ௗ:ௗ0628JUD000781977, § 79, 2. Juni 2005, Zolotas/Griechenland, 

CE:ECHR:2005ௗ:ௗ0602JUD003824002 §§ 24 und 25, 9. November 2006, Sacilor 

Lormines/Frankreich, CE:ECHR:2006ௗ:1109JUD006541101, § 67, sowie 18. Oktober 2018, 

Thiam/Frankreich, CE:ECHR:2018ௗ:1018JUD008001812, § 80 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

[134] Es ist jedoch sicherzustellen, dass die materiellen Voraussetzungen und die 

Verfahrensmodalitäten für den Erlass der Ernennungsentscheidungen so beschaffen sind, dass 

sie bei den Rechtsunterworfenen, sind die betreffenden Richter erst einmal ernannt, keine 

berechtigten Zweifel an deren Unempfänglichkeit für äußere Faktoren und an ihrer Neutralität 

in Bezug auf die widerstreitenden Interessen aufkommen lassen (vgl. entsprechend Urteil vom 

24. Juni 2019, Kommission/Polen [Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C-619/18, 

EU:C:2019ௗ:ௗ531, Rn. 111). 

[135] Dafür müssen die genannten Voraussetzungen und Modalitäten u. a. so ausgestaltet sein, 

dass sie den in Rn. 125 des vorliegenden Urteils genannten Anforderungen genügen. 

[136] Im vorliegenden Fall legt Art. 30 des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht alle 

Voraussetzungen fest, die eine Person erfüllen muss, damit sie zum Mitglied dieses Gerichts 

ernannt werden kann. Zudem werden die Richter der Disziplinarkammer nach Art. 179 der 

Verfassung und Art. 29 des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht ebenso wie die Richter 

der anderen Kammern dieses Gerichts vom Präsidenten der Republik auf Vorschlag der KRS 

ernannt, d. h. dem Gremium, das durch Art. 186 der Verfassung mit der Aufgabe betraut ist, 

über die Unabhängigkeit der Gerichte und der Richter zu wachen. 

[137] Die Einschaltung eines solchen Gremiums im Verfahren zur Ernennung von Richtern 

kann zwar grundsätzlich zur Objektivierung dieses Verfahrens beitragen (vgl. entsprechend 

Urteil vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen [Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C-

619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, Rn. 115; vgl. auch in diesem Sinne EGMR, 18. Oktober 2018, 

Thiam/Frankreich, CE:ECHR:2018ௗ:1018JUD008001812, § 81 und 82). Insbesondere kann der 

Umstand, dass die Möglichkeit des Präsidenten der Republik, einen Richter am Sąd Najwyższy 

(Oberstes Gericht) zu ernennen, selbst davon abhängt, dass ein entsprechender Vorschlag der 
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KRS vorliegt, den Handlungsspielraum, über den der Präsident der Republik bei der Ausübung 

der ihm eingeräumten Befugnis verfügt, objektiv begrenzen. 

[138] Das gilt jedoch u. a. nur insoweit, als dieses Gremium selbst von der Legislative und der 

Exekutive sowie dem Organ, dem es einen solchen Ernennungsvorschlag übermitteln soll, 

hinreichend unabhängig ist (vgl. entsprechend Urteil vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen 

[Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, Rn. 116). 

[139] Der Grad der Unabhängigkeit von der Legislative und der Exekutive, über den die KRS 

als Gremium, das durch Art. 186 der Verfassung mit der Aufgabe betraut wurde, über die 

Unabhängigkeit der Gerichte und der Richter zu wachen, bei der Wahrnehmung der ihr durch 

die nationalen Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben verfügt, kann nämlich von 

Bedeutung sein, wenn es um die Beurteilung geht, ob die von ihr ausgewählten Richter die sich 

aus Art. 47 der Charta ergebenden Anforderungen an die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

erfüllen. 

(…) 

[142] Insoweit ist zwar denkbar, dass der eine oder andere vom vorlegenden Gericht 

angeführte Gesichtspunkt an und für sich nicht zu beanstanden ist und in diesem Fall in die 

Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt und deren Entscheidungen unterliegt, doch kann ihr 

Zusammenspiel neben den Umständen, unter denen diese Entscheidungen getroffen wurden, 

Zweifel an der Unabhängigkeit eines am Verfahren zur Ernennung von Richtern beteiligten 

Gremiums aufkommen lassen, auch wenn sich ein solcher Schluss bei getrennter Betrachtung 

dieser Gesichtspunkte nicht aufdrängen würde. 

[143] Unter diesem Vorbehalt können sich von den Gesichtspunkten, die vom vorlegenden 

Gericht genannt werden, folgende Umstände für eine solche Gesamtwürdigung als erheblich 

erweisen: erstens der Umstand, dass gleichzeitig mit der Einrichtung der neu 

zusammengesetzten KRS eine Verkürzung der laufenden vierjährigen Amtszeit der früheren 

Mitglieder der KRS erfolgte, zweitens der Umstand, dass die 15 Mitglieder der KRS, die aus 

der Mitte der Richter gewählt werden, zuvor von der Richterschaft gewählt wurden, nun aber 

von einem Teil der Legislative aus einer Gruppe von Kandidaten, die u. a. von einer Gruppe 

aus mindestens 2 000 Bürgern oder 25 Richtern vorgeschlagen werden können, wobei eine 

solche Reform zu Ernennungen führt, durch die sich die Zahl der KRS-Mitglieder, die direkt 

aus der Politik kommen oder von ihr gewählt werden, auf 23 der insgesamt 25 Mitglieder 

erhöht, sowie drittens der Umstand, dass es eventuell Unregelmäßigkeiten bei der Ernennung 
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einiger Mitglieder der KRS in ihrer neuen Zusammensetzung gegeben haben könnte, auf die 

das vorlegende Gericht hingewiesen hat und die es gegebenenfalls zu überprüfen haben wird. 

[144] Für die Zwecke dieser Gesamtwürdigung darf das vorlegende Gericht auch die Art und 

Weise berücksichtigen, in der die KRS ihren verfassungsmäßigen Auftrag, über die 

Unabhängigkeit der Gerichte und Richter zu wachen, erfüllt und ihre verschiedenen Befugnisse 

wahrnimmt, insbesondere wenn sie dies in einer Weise tut, die Zweifel an ihrer Unabhängigkeit 

von der Legislative und der Exekutive aufkommen lassen kann. 

[145] Ferner ist es in Anbetracht der Tatsache, dass die Entscheidungen des Präsidenten der 

Republik über die Ernennung von Richtern am Sąd Najwyższy (Oberstes Gericht), wie sich aus 

den dem Gerichtshof zur Verfügung stehenden Akten ergibt, nicht justiziabel sind, Sache des 

vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob die Art und Weise, in der in Art. 44 §§ 1 und 1ௗa des KRS-

Gesetzes die Tragweite des Rechtsbehelfs gegen eine Entschließung der KRS definiert ist, in 

der deren Entscheidungen über die Vorschläge für die Ernennung zum Richter an diesem 

Gericht enthalten sind, es erlaubt, eine effektive gerichtliche Kontrolle solcher Entschließungen 

sicherzustellen, die sich wenigstens auf die Prüfung erstreckt, ob sie frei von 

Befugnisüberschreitung, Ermessensmissbrauch, Rechtsfehlern oder offensichtlichen 

Beurteilungsfehlern sind (vgl. in diesem Sinne EGMR, 18. Oktober 2018, Thiam/Frankreich, 

CE:ECHR:2018ௗ:1018JUD008001812, §§ 25 und 81). 

[146] Unabhängig von dieser Prüfung der Bedingungen, unter denen die neuen Richter der 

Disziplinarkammer ernannt wurden, und der Rolle, die die KRS dabei gespielt hat, kann das 

vorlegende Gericht, um zu überprüfen, ob die Disziplinarkammer und ihre Mitglieder den sich 

aus Art. 47 der Charta ergebenden Anforderungen an ihre Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

genügen, auch gehalten sein, verschiedene andere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, die diese 

Kammer unmittelbarer kennzeichnen. 

[147] Das gilt erstens für den vom vorlegenden Gericht angeführten Umstand, dass der 

Disziplinarkammer durch Art. 27 § 1 des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht speziell eine 

ausschließliche Zuständigkeit für Richter des Sąd Najwyższy (Oberstes Gericht) betreffende 

Streitigkeiten im Bereich des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts sowie der Versetzung in 

den Ruhestand zugewiesen wurde, die bis dahin in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

fielen. 

[148] Auch wenn dieser Umstand als solcher nicht entscheidend ist, darf nicht außer Acht 

gelassen werden, dass insbesondere die Zuweisung der Rechtsstreitigkeiten über die Versetzung 

von Richtern des Sąd Najwyższy (Oberstes Gericht) in den Ruhestand wie der im 
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Ausgangsverfahren fraglichen an die Disziplinarkammer parallel zu dem scharf kritisierten 

Erlass der Bestimmungen des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht erfolgte, mit denen das 

Ruhestandsalter für Richter des Sąd Najwyższy (Oberstes Gericht) herabgesetzt und diese 

Maßnahme auf die sich im Amt befindlichen Richter dieses Gerichts angewandt wurde und 

außerdem dem Präsidenten der Republik die Befugnis verliehen wurde, den aktiven Dienst der 

Richter dieses Gerichts über das neu festgelegte Ruhestandsalter hinaus nach freiem Ermessen 

zu verlängern. 

[149] Der Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen 

(Unabhängigkeit des Obersten Gerichts) (C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531), jedoch insoweit 

entschieden, dass die Republik Polen durch den Erlass dieser Maßnahmen die Unabsetzbarkeit 

und Unabhängigkeit der Richter des Sąd Najwyższy (Oberstes Gericht) beeinträchtigt und 

gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV verstoßen hat. 

[150] Zweitens ist in einem solchen Zusammenhang auf den – auch vom vorlegenden Gericht 

angeführten – Umstand hinzuweisen, dass die Disziplinarkammer nach Art. 131 des neuen 

Gesetzes über das Oberste Gericht nur mit neu ernannten Richtern besetzt werden darf, somit 

nicht mit bereits am Sąd Najwyższy (Oberstes Gericht) tätigen Richtern. 

[151] Drittens scheint die Disziplinarkammer, obwohl sie als Kammer des Sąd Najwyższy 

(Oberstes Gericht) gebildet ist, im Gegensatz zu den anderen Kammern dieses Gerichts, wie 

sich u. a. aus Art. 20 des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht ergibt, innerhalb des Gerichts 

über eine besonders weitgehende Autonomie zu verfügen. 

[152] Jeder einzelne der verschiedenen in den Rn. 147 bis 151 des vorliegenden Urteils 

angeführten Umstände kann zwar für sich allein und isoliert betrachtet keine Zweifel an der 

Unabhängigkeit einer Einrichtung wie der Disziplinarkammer aufkommen lassen, doch könnte 

für ihre Kombination etwas anderes gelten, zumal dann, wenn die Prüfung in Bezug auf die 

KRS zeigen sollte, dass diese gegenüber der Legislative und der Exekutive nicht unabhängig 

ist. 

[153] Somit wird das vorlegende Gericht – gegebenenfalls unter Berücksichtigung der 

spezifischen Gründe oder Ziele, die vor ihm in dem Versuch, einige der betreffenden 

Maßnahmen zu rechtfertigen, eventuell vorgetragen werden – zu beurteilen haben, ob die 

Kombination der in den Rn. 143 bis 151 des vorliegenden Urteils genannten Umstände und 

aller anderen ordnungsgemäß nachgewiesenen erheblichen Umstände, von denen es 

möglicherweise Kenntnis erhält, geeignet ist, bei den Rechtsunterworfenen berechtigte Zweifel 

an der Unempfänglichkeit der Disziplinarkammer für äußere Faktoren, insbesondere für 
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unmittelbare oder mittelbare Einflussnahmen durch die Legislative und die Exekutive, und an 

ihrer Neutralität in Bezug auf die widerstreitenden Interessen aufkommen zu lassen, und daher 

dazu führen kann, dass diese Einrichtung nicht den Eindruck vermittelt, unabhängig und 

unparteiisch zu sein, wodurch das Vertrauen beeinträchtigt werden kann, das die Justiz in einer 

demokratischen Gesellschaft bei den Rechtsunterworfenen schaffen muss. 

[154] Käme das vorlegende Gericht zu dem Schluss, dass dies der Fall ist, folgte daraus, dass 

eine solche Einrichtung nicht den Anforderungen aus Art. 47 der Charta und Art. 9 Abs. 1 der 

Richtlinie 2000/78 genügt, da es sich dann nicht um ein unabhängiges und unparteiisches 

Gericht im Sinne der erstgenannten Vorschrift handeln würde. 

(…) 

[167] Ferner ist zu den Art. 2 und 19 EUV, die ebenfalls Gegenstand der dem Gerichtshof vom 

nationalen Gericht vorgelegten Fragen sind, anzumerken, dass Art. 19 EUV, mit dem der in 

Art. 2 EUV proklamierte Wert der Rechtsstaatlichkeit konkretisiert wird, den nationalen 

Gerichten und dem Gerichtshof die Aufgabe überträgt, die volle Anwendung des Unionsrechts 

in allen Mitgliedstaaten und den gerichtlichen Schutz, der den Einzelnen aus diesem Recht 

erwächst, zu gewährleisten (Urteil vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen [Unabhängigkeit des 

Obersten Gerichts], C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, Rn. 47 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

[168] Der Grundsatz des wirksamen gerichtlichen Schutzes der dem Einzelnen aus dem 

Unionsrecht erwachsenden Rechte, von dem in Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV die Rede ist, 

ist ein allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts, der nun in Art. 47 der Charta verankert ist, so 

dass Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV alle Mitgliedstaaten verpflichtet, die erforderlichen 

Rechtsbehelfe zu schaffen, damit in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen ein wirksamer 

Rechtsschutz im Sinne von insbesondere Art. 47 der Charta gewährleistet ist (vgl. in diesem 

Sinne Urteil vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen [Unabhängigkeit des Obersten Gerichts], 

C-619/18, EU:C:2019ௗ:ௗ531, Rn. 49 und 54 sowie die dort angeführte Rechtsprechung). 

[169] Unter diesen Umständen erscheint eine gesonderte Prüfung der Art. 2 und 19 Abs. 1 

Unterabs. 2 EUV, die nur die in den Rn. 153 und 154 des vorliegenden Urteils bereits gezogene 

Schlussfolgerung stützen könnte, für die Beantwortung der Fragen des vorlegenden Gerichts 

und für die Entscheidung über die bei ihm anhängigen Rechtsstreitigkeiten nicht erforderlich. 

 


